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Zivilgesellschaft bezeichnet einen von Staat, Wirtschaft und Privatsphäre unterschie-
denen Handlungszusammenhang in der Gesellschaft, der insbesondere durch freiwil-
lige Assoziationen gekennzeichnet ist. Die Interaktionsweisen sind von Freiwilligkeit 
und Offenheit beziehungsweise Öffentlichkeit, von Gewaltlosigkeit und dem Bemühen 
um kommunikative Klärungen geprägt. Dadurch werden sie zugleich mit normativen 
Erwartungen versehen. Grundlegend ist die Anerkennung der Anderen als gleichwer-
tige und gleichberechtigte Bürger – selbst wenn Überzeugungen und Lebensweisen 
unterschiedlich sind, Interessen divergieren und Konfl ikte in grundlegenden Werte-
fragen bestehen. Zivilgesellschaftliche Aktivitäten wollen zum einen in Kooperation 
und Solidarität gesellschaftliche Lebensmöglichkeiten erweitern. Zum anderen zie-
len sie darauf ab, Einfl uss zu nehmen auf politische Entscheidungen. Das Konzept 
Zivilgesellschaft hat Eingang in die neuere kirchliche Sozialverkündigung gefunden.

Zivilgesellschaft – nur eine Zauberformel?
Zur theoretischen und normativen Deutungskraft des Konzepts

erheblichen Teil der Bevölkerung. Es 
kommt zu einer breiten Protestbewe-
gung und zu – in dieser Form einma-
ligen – Schlichtungsgesprächen zwi-
schen Repräsentanten des Staates, der 
Wirtschaft und der Bürger, in denen 
öffentlich in strukturierter und mode-
rierter Weise Argumente für das Projekt 
und für Alternativen geprüft werden. 
2011: Die UNO hatte das Jahr 2001 als 
Jahr der Freiwilligen bzw. der Freiwil-
ligendienste (Volunteering) ausgerufen, 
die EU stellt das Jahr 2011 unter die-
se Perspektive. In der Presseerklärung 
der EU-Kommission wird konstatiert: 
„Menschen aller Altersschichten leis-
ten einen positiven Beitrag für die Ge-
meinschaft, indem sie einen Teil ihrer 
Freizeit in Organisationen der Zivilge-
sellschaft, in Jugendclubs, in Kranken-
häusern, Schulen, Sportvereinen usw. 
investieren. Die Europäische Kommis-
sion sieht die Freiwilligentätigkeit als 
gelebte Bürgerbeteiligung.“ (Presseer-
klärung vom 3.6.2009, IP/09/862) 

Verschiedene Facetten des Begriffs 
Zivilgesellschaft zeigen sich an die-
sen Ereignissen. Seinen grundlegen-
den Sinn kann man vielleicht so be-
stimmen: Das Konzept „Zivilgesell-
schaft“ bezieht sich – zunächst sehr 
weit formuliert – auf die Frage nach 
den Prozessen und Strukturen, in de-
nen eine Gesellschaft sich refl ektierend, 
kommunizierend und aktiv handelnd 
auf die Gestaltung ihrer eigenen Ent-
wicklung bezieht. Dabei wird das poli-
tische System im engeren Sinn als Ge-
genüber dieses zivilgesellschaftlichen 
Handlungszusammenhangs verstan-
den, bis hin zu dem Punkt, dass eine 
Gesellschaft ihr politisches System – 
wie 1989 – neu bestimmt. Neben dieser 
politikbezogenen Komponente gehören 
zum Handlungszusammenhang Zivil-
gesellschaft aber auch jene Aktivitä-
ten, die Bürger im Interesse der Verbes-
serung der Lebensmöglichkeiten und 
der Entwicklung der Gesellschaft oh-
ne Adressierung an die Politik leisten. 

V  ier Jahreszahlen: 1968, 1989, 
2010, 2011. Sie lenken den Blick 

in besonderer Weise auf die Zivilgesell-
schaft. 1968: Auf dem Höhepunkt der 
Studenten- und Bürgerproteste nicht 
nur in Deutschland, sondern u. a. auch 
in den USA, Frankreich und – mit an-
deren Frontstellungen – in der Tsche-
choslowakei werden in einer für die 
Nachkriegsgeschichte neuen Intensi-
tät aus der Gesellschaft heraus gesell-
schaftliche Verhältnisse sowie politi-
sche Strukturen und Entscheidungen 
kritisiert und Veränderungen inten-
diert. 1989: Bürgerproteste und -be-
wegungen fegen in den meisten Ost-
blockstaaten die bisherigen Regierun-
gen hinweg und führen teilweise zu 
einer grundlegenden Veränderung des 
politischen Systems. 2010: Das nach 
demokratischen und rechtsstaatlichen 
Planungsverfahren und Entscheidun-
gen umsetzungsfähige Verkehrs- und 
Bahnhofskonzept „Stuttgart 21“ stößt 
auf Kritik und Ablehnung bei einem 

Bernhard Laux
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„Zivilgesellschaft“ ist kein Begriff, der 
Gesellschaften als ganzen zukommt. 
Weder ist er ein Attribut, das einer Ge-
sellschaft positiv wertend – in Gegen-
satz etwa zu „unzivilen“ – zugespro-
chen werden könnte, noch fällt er in der 
Reichweite mit dem Begriff der Gesell-
schaft zusammen. Er bezeichnet viel-
mehr partielle Handlungszusammen-
hänge in der Gesellschaft. Zivilgesell-
schaft ist deswegen in einem ersten 
Refl exionsschritt von anderen gesell-
schaftlichen Prozessen abzugrenzen, 
wodurch der zweite Schritt der Refl e-
xion von Abhängigkeiten und Aus-
tauschprozessen ermöglicht wird.

„Nach verbreitetem, aber nicht ver-
bindlichem Sprachgebrauch gehören 
zur Zivilgesellschaft die selbstorgani-
sierten Initiativen, Zirkel, Vereine und 
Organisationen, die weder der staatli-
chen Sphäre und ihren Institutionen 
zuzuschlagen sind, noch zum Markt 
rechnen und drittens auch nicht in 
der Privatsphäre angesiedelt sind. Es 
geht um Initiativen, Netzwerke, Bewe-
gungen und Organisationen zwischen 
Staat, Markt und Privatsphäre.“ (Go-
sewinkel et al., 2004, 11) 

Zivilgesellschaft und Politik

Zivilgesellschaft ist vom Staat zu un-
terscheiden, dessen zentrale Aufgabe 
es in der Gesetzgebung ist, verbindli-
che Entscheidungen zu treffen, in der 
Verwaltung, diese Entscheidungen um-
zusetzen und zu implementieren und 
in der Rechtsprechung und -durchset-
zung diese verbindlich zu interpretie-
ren und ihnen Geltung zu verschaffen. 
Die Möglichkeit einer funktionierenden 
Zivilgesellschaft ist dabei von politi-
schen Bedingungen abhängig, insbe-
sondere von der Gewährleistung von 
Freiheits- und Partizipationsrechten, 
allen voran Meinungs-, Kommunika-
tions-, Presse- und Vereinigungsfrei-
heit. Sie erst ermöglichen die Bildung 
freier Assoziationen und eine offene 

und öffentliche Kommunikation. Um-
gekehrt ist eine demokratische, auf 
die Erfordernisse der Gesellschaft be-
zogene, leistungsfähige und rationale 
Politik auf die Zufl üsse aus der Zivil-
gesellschaft angewiesen. Die zivilge-
sellschaftliche Artikulation von Belas-
tungen in der Lebensführung und von 
gesellschaftlichen Problemlagen, die 
Diskussion dieser Fragen in Assozia-
tionen und Medien, die Zusammenfüh-
rung gesellschaftlichen Wissens und 
die Suche nach Problemlösungsmög-
lichkeiten schaffen eine politische Öf-
fentlichkeit, in der Erwartungen an die 
politische Entscheidungstätigkeit – in 
der Regel durchaus plural und kontro-
vers – zur Sprache kommen. Eine de-
mokratische Politik, die an den Willen 
der Bürger rückgekoppelt ist, kann im 
inhaltlichen Interesse einer leistungs-
fähigen und vernünftigen Politik von 
den im zivilgesellschaftlichen Diskurs 
sich zeigenden Rationalitätspotentia-
len nicht absehen und im selbstbezo-
genen Interesse des Machterhalts das 
Gewicht zivilgesellschaftlicher Mei-
nungsbildung nicht ignorieren. Sie 
wird über das zentrale, wenngleich 
kommunikativ „schmalbandige“ Wahl-
recht machtrelevant. Neben dem Kern-
recht der Wahl sind es insbesondere die 
Parteien, die bei der Übersetzung zivil-
gesellschaftlicher Meinungsbildung in 
das Machtsystem politischer Entschei-

dung – bei der Übersetzung von Kom-
munikation in Macht – eine grundle-
gende Vermittlungsrolle spielen. 

Zivilgesellschaft ist in diesem Ver-
ständnis nicht der Ort verbindlicher 
Entscheidungen, die aus guten Grün-
den dem stärker formalisierten und 
normierten parlamentarischen Ver-
fahren überlassen bleiben, sondern 
der Ort gesellschaftlicher Kommuni-
kationen und Aktionen, die auf die po-
litische Willensbildung und Entschei-
dungsfi ndung in kommunikativ-argu-
mentativer Weise Einfl uss nehmen. Sie 
ist so eng mit dem normativ gehaltvol-
len Konzept der (politischen) Öffent-
lichkeit verbunden.

Die Möglichkeit der Zivilgesell-
schaft ist daran gebunden, dass der 
Staat weder zu stark noch zu schwach 
ist. Ein überstarker Staat, der das Me-
dium Macht überzieht und die Gesell-
schaft kontrolliert und steuert, verhin-
dert eigenständige gesellschaftliche 
Initiativen und freie Kommunikation. 
Diese Perspektive stand insbesonde-
re im Kampf osteuropäischer Bürger-
rechtsbewegungen und Dissidenten ge-
gen totalitäre kommunistische Regimes 
im Vordergrund. Zivilgesellschaft wird 
aber auch durch einen zu schwachen 
Staat verhindert, dem es nicht gelingt, 
Gewalt zu monopolisieren und gesell-
schaftliche Machtverhältnisse und so-
ziale Ungleichheit soweit zu neutra-
lisieren, dass ein friedlicher Umgang 
der Bürger gewährleistet werden kann. 

Abgrenzungen und Zusammenhänge

Zivilgesellschaft und Wirtschaft

Anders als in der an Hegel orientierten 
Gegenüberstellung von Staat und (bür-
gerlicher) Gesellschaft, die in ursprüng-
lich liberal-abwehrrechtlicher Absicht 
die freie Tätigkeit des Bürgers, auch 
und gerade seiner Wirtschaftstätigkeit, 
gegen staatlichen Zugriff zu sichern 
suchte, wird Zivilgesellschaft zumeist 
gegen den Wirtschaftsbereich abge-
grenzt. Wirtschaftliche Interaktionen 
sind intentional durch Interessenori-
entierung in Verbindung mit einem 

zweckrationalen Handlungskalkül ge-
kennzeichnet, wobei deren Anschluss-
fähigkeit durch das Medium Geld her-
gestellt wird. Die Einzelhandlungen 
verknüpfen sich via Geld und Markt 
zum komplexen, transnationalen Netz 
Wirtschaft. Dessen Gesamtergebnis 
und Strukturen ergeben sich „hinter 
dem Rücken der Handelnden“ teilweise 
kontraintentional. Handlungsintention 
und Folgen fallen nicht nur ausein-
ander, sondern sind, wie Adam Smith 
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schon klar herausgearbeitet hat, sys-
tematisch entkoppelt. Die Akteure im 
Handlungsfeld der Wirtschaft begeg-
nen sich interessenrational und strate-
gisch: eigene Handlungszüge sind so zu 
wählen, dass unter Berücksichtigung 
der Handlungszüge der Anderen die 
eigenen Handlungsziele bestmöglich 
realisiert werden können. In der wirt-
schaftlichen Handlungslogik ist das In-
teresse am Anderen durch das eigene 
Selbstinteresse motiviert und limitiert. 
Diese Interessenlage reinen wirtschaft-
lichen Handelns – das natürlich nicht 
immer rein auftreten muss und unter-
nehmensethisch gesehen auch nicht 
soll – ist Grund der Abgrenzung der 
Zivilgesellschaft gegenüber der Wirt-
schaft. Für Zivilgesellschaft wird ein 
anderer Handlungsmodus als grundle-
gend erachtet, wie nachfolgend noch 
zu verdeutlichen sein wird.

Wechselwirkungen zwischen Wirt-
schaft und Zivilgesellschaft bestehen 
in einer Abhängigkeit der Gesellschaft 
und darin auch der Zivilgesellschaft 
von Gütern und Dienstleistungen eben-
so wie von Arbeitsplätzen und Ein-
kommen. Umgekehrt ist die Wirtschaft 
aber auch von zivilgesellschaftlicher 
Akzeptanz abhängig. Wirtschaftliche 
Entwicklungen, Prozesse und Struktu-
ren sind Gegenstand zivilgesellschaft-
licher Debatten. Sie können zum ei-
nen via Staat auf die Veränderung der 
rechtlichen Rahmenbedingungen der 
Wirtschaftsordnung zielen, zum ande-
ren das Image von Firmen tangieren 
oder zu ethisch-politisch – zivilgesell-
schaftlich – motivierten Kaufentschei-
dungen führen, die die wirtschaftliche 
Lage für Unternehmen und so ihr Ent-
scheidungskalkül verändern können. 
Eine zivilgesellschaftliche Orientierung 
wird wirtschaftsintern wahrgenom-
men, wenn Unternehmen ihr Handeln 
unter den Anspruch der „(Good) Cor-
porate Citizenship“ stellen (vgl. Maak/
Ulrich, 2007).

Die Privatsphäre, für die idealtypisch 
Familie, Verwandtschaft, Freundschaft, 
Peergroups etc. stehen können, be-
zeichnet jene Kommunikationsverhält-
nisse, die durch affektive Bindung, di-
rekte Interaktion und spontane Soli-
darität gekennzeichnet sind (vgl. 
Gosewinkel/Rucht 45 ff.). Diese umfas-
senden, nicht funktionalisierten und 
spezialisierten Beziehungen sind we-
sentliche Grundlage der eigenen Iden-
tität und der sozialen Verankerung. Im 
Verhältnis von Privatsphäre und Zivil-
gesellschaft ist aus der Perspektive der 
Lebensführung zunächst ein Element 
der Abschottung zentral. Die privaten, 

ja intimen und von Zuneigung gepräg-
ten Beziehungen sind gegen den zu-
dringlichen Blick von außen, gegen die 
Einmischung in die privaten Angele-
genheiten und gegen äußere Regulie-
rung zu schützen. Andererseits werden 
ganz wesentlich die – nicht singulä-

 Zivilgesellschaft und 
andere Ebenen des öffent-
lichen und privaten Lebens 
grenzen sich in gegensei-
tiger Verwiesenheit von 
einander ab

ren – Erfahrungen, Belastungen und 
Problemlagen der privaten Lebensge-
staltung im öffentlichen Raum der Zi-
vilgesellschaft thematisiert und refl ek-
tiert. So sehr etwa die Ausgestaltung 
ihres Familienlebens in die Kompetenz 
einer Familie selbst gehört, so sehr sind 
generelle Fragen der Ausgestaltung des 
Familienlebens und verallgemeinerba-
re Problemlagen – etwa Fragen der Ge-
schlechterrollen oder der Vereinbarkeit 
von Erwerbstätigkeit und Familie – Ge-
genstand zivilgesellschaftlicher Debat-
ten. Das in diesen Debatten entwickel-
te Problembewusstsein und Rationali-
tätsniveau ist einerseits Ressource für 
die Lebensgestaltung von Familien 
selbst und kann andererseits Erwar-
tungen an das politische Entschei-
dungssystem hinsichtlich der Verän-
derung struktureller Rahmenbedingun-
gen für das Familienleben artikulieren. 
An die Politik fl ießen aus der Privat-
sphäre via Zivilgesellschaft also zwei 
Anliegen: die Unversehrtheit privater 
Lebensbereiche gegenüber staatlichen 
Zugriffen zu sichern und die materiel-
len, sozialen und strukturellen Voraus-
setzungen zu schaffen, die gelingende 
Privatheit möglich machen (vgl. Ha-
bermas,1992, 441 f.).

Zivilgesellschaft und Privatsphäre

Zivilgesellschaft als offener Raum kooperativer 
Zielverwirklichung

Wenn Zivilgesellschaft bisher ge-
gen machtbestimmte Handlungszu-
sammenhänge, in denen verbindliche 
Entscheidungen getroffen und durch-
gesetzt werden, gegen geldbestimm-
te Interaktionssysteme, in denen wirt-
schaftliche Eigeninteressen verfolgt 
werden, und gegen affektive Bindun-
gen, in denen Menschen ihr privates 
Leben gestalten, abgegrenzt wurde, so 
gilt es nun ihre Andersheit positiv zu 
bestimmen. 

Zivilgesellschaftliche Handlungszu-
sammenhänge sind – im Unterschied 
zu privaten Beziehungen – durch die 

Interaktion mit Fremden, die durch-
aus Vertraute sein oder werden kön-
nen, und durch die prinzipielle Zutritts-
möglichkeit für weitere Mitglieder der 
Gesellschaft gekennzeichnet. Ihnen 
kommt also eine gewisse Offenheit und 
Öffentlichkeit zu. Zivilgesellschaftliche 
Interaktionen dienen der Realisierung 
von Zielen, die alleine nicht zu ver-
wirklichen sind, sondern der Verbin-
dung mit Anderen bedürfen. Dabei ist – 
im Unterschied zur Fixierung auf die 
je eigene Zielerreichung in wirtschaft-
lichen Transaktionen – die gemeinsa-
me Zielerreichung der Beteiligten in-

ef - amos 01_2011 - seiten001-056.indd   5ef - amos 01_2011 - seiten001-056.indd   5 12.02.2011   18:48:1812.02.2011   18:48:18



Schwerpunktthema

MOSINTERNATIONAL 5. Jg. (2011) Heft 16

tendiert. Zivilgesellschaft ist so durch 
die Anerkennung der Anderen – auch 
in ihrer Verschiedenheit – als gleich-
wertige Mitglieder des Gemeinwesens 
geleitet, die die Berücksichtigung ihrer 
Perspektive in den Interaktionen un-
tereinander erfordert. 

Mit zivilgesellschaftlichen Prozes-
sen kann eine Intention und Wirkung 
in zwei Richtungen verbunden sein: 
Sie können zum einen Gesellschaft 
selbst bereichern und verändern und 
zum anderen auf die Gestaltung der 
Politik zielen. 

„Die Zivilgesellschaft setzt sich aus 
jenen mehr oder weniger spontan ent-
standenen Vereinigungen, Organisatio-
nen und Bewegungen zusammen, wel-
che die Resonanz, die die gesellschaft-
lichen Problemlagen in den privaten 
Lebensbereichen fi nden, aufnehmen, 
kondensieren und an die politische Öf-
fentlichkeit weiterleiten. Den Kern der 
Zivilgesellschaft bildet ein Assoziati-
onswesen, das problemlösende Diskur-
se zu Fragen allgemeinen Interesses im 
Rahmen veranstalteter Öffentlichkeiten 
institutionalisiert.“ (Habermas 443 f.)

Der Koordinierungsmechanismus 
der Zivilgesellschaft ist durch kom-
munikative Verständigung bestimmt. 
Die Verständigungsleistung kann an-
gesichts der Vielzahl der Themen und 
Probleme, die theoretischer, ästheti-
scher, ethischer oder moralischer Na-
tur sein können – und häufi g mehrere 
dieser Perspektiven gleichzeitig berüh-
ren – nicht nur auf einen im engeren 
Sinn diskursiv gewonnenen rationa-
len Konsens, sondern auch auf einen 
in Verhandlungen erzielten ausgewo-
genen Kompromiss zielen. „Die An-
erkennung der prinzipiellen Gleich-
heit trotz Verschiedenheit und damit 
der Autonomie und freien Entfaltung 
aller Gruppen und Assoziationen führt 
handlungspraktisch zur Akzeptanz von 
Interaktionsformen, die verhandlungs-
förmigen und/oder deliberativen Mus-
tern folgen und auf Kompromisse bzw. 
Konsens angelegt sind. Grundlage für 
die Bereitschaft zu ‚ziviler‘ Interaktion 
bildet die Einsicht, dass ein derartiges 
Handeln dem verallgemeinerungsfä-
higen Interesse an Gerechtigkeit und 
Vernunft entspringt und selbiges sich 
in öffentlichen Prozessen der Mei-
nungs- und Willensbildung konkreti-
siert.“ (Gosewinkel/Rucht 49)

Zielsetzung: Erweiterte Lebensmöglichkeit durch 
Kooperation und Solidarität

Die erste Zielrichtung ist von der Er-
wartung getragen, dass durch die Ver-
bindung der Mitglieder des Gemeinwe-
sens in verschiedenen Assoziationen 
auf der Grundlage gemeinsamer Über-
zeugungen oder gemeinsamer Anlie-
gen Gesellschaft reichhaltiger wird und 
erweiterte Lebensmöglichkeiten bietet. 
Das beginnt bei primär unpolitischen 
Anliegen wie Sportvereinen, die er-
möglichen, einen Sport gemeinsam 
auszuüben, Sportanlagen zu schaffen, 
ein Gemeinschaftsleben zu entwickeln 
sowie Kinder und Jugendliche an den 
Sport heranzuführen und auszubilden. 
Andere Vereinigungen sind stärker auf 
soziale und gesellschaftliche Dienste 
bezogen, wie Freiwillige Feuerwehren, 
Bürger- bzw. Stadtteilvereine, soziale 
und karitative Initiativen oder Natur-
schutzgruppen. Sie kümmern sich um 
Anliegen der Gemeinschaft oder von 
bestimmten belasteten oder benachtei-
ligten Gruppen in der Gesellschaft, die 
der Staat nicht – oder jedenfalls nicht 
allein – verwirklichen kann. In sozialen 

und karitativen Initiativen geht es nicht 
nur und häufi g nicht primär um mate-
rielle Aspekte der Linderung von Not, 
sondern auch um eine kommunikative 
Struktur. Belastete und Benachteiligte 
wie ältere Menschen, Kranke, Auslän-
der, Einkommensschwache werden in 
kommunikative Netze einbezogen, wo-
bei auch ihre eigene Kommunikations- 
und Selbstorganisationsfähigkeit ge-
stärkt wird. In all diesen Vereinigun-
gen und Aktivitäten kann auch eine 
politische Komponente Platz fi nden.

Zivilgesellschaftliche Interaktionen 
und Kooperationen können das Leben 
reicher und besser machen, Kommuni-
kation in der Gesellschaft intensivieren 
und Räume der Begegnung schaffen. 
In diesen Aktivitäten zeigt sich Bereit-
schaft zu Verantwortungsübernahme 
und wird zugleich bestärkt und auch 
gelernt. Zivilgesellschaft ist in diesem 
Sinn der Raum, in dem das Leben eine 
bewusst auf die Gesellschaft bezoge-
ne Dimension erhält und über gesell-
schaftliche Anliegen gesprochen wird. 

Zielsetzung: Realisierung politischer Partizipation

Die politikbezogene Ausrichtung zivil-
gesellschaftlicher Prozesse als zweite 
Zielrichtung kann und muss von den 
gesellschaftsbezogenen Aktivitäten 
nicht strikt getrennt werden. Soziale 
Initiativen etwa werden sich häufi g 
nicht nur direkt um die Verbesserung 
der Lebenslage Benachteiligter bemü-
hen, sondern auch politische Verände-
rungen fordern, die Benachteiligung 
verhindern bzw. überwinden. 

In politikbezogener Perspektive ist 
Zivilgesellschaft die politische Sei-
te der Gesellschaft. Sie ist der Kom-
munikations- und Refl exionsraum, in 
dem die gesellschaftlichen Probleme 
und Herausforderungen, die einer po-
litischen Bearbeitung bedürfen, arti-
kuliert und diskutiert werden und in 
bereits vorgeklärter Form an das poli-
tische Entscheidungssystem herange-
tragen werden.
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Es ist nicht zu übersehen, dass die zu-
nächst deskriptiv verstandene Abgren-
zung eines gesellschaftlichen Hand-
lungsbereichs, den Offenheit, wechsel-
seitige Anerkennung, Kooperation und 
kommunikative Verständigung kenn-
zeichnen, mit einer normativen Kom-
ponente verschränkt ist. 

Darin drückt sich grundlegend aus, 
dass keiner für sich selber leben kann, 
dass die Anderen nicht primär Grenze 
eigener Freiheit sind, sondern Freiheit 
erst ermöglichen und erweitern. Aus 
der Sozialverstrickung menschlicher 
Existenz folgt eine Sozialverpfl ichtung. 
Sie „wurzelt in der Erfahrung, daß einer 
für den anderen einstehen muß, weil al-
le Genossen an der Integrität ihres ge-
meinsamen Lebenszusammenhangs in 
derselben Weise interessiert sein müs-
sen“. (Habermas 1986, 311)

Diese Verbundenheit erfordert Auf-
merksamkeit und Mitverantwortung 
für die gemeinsamen Angelegenhei-
ten und Sorge für die Lebensbedin-
gungen der Anderen; wie bei allen 
positiven Pfl ichten ist deren Umfang 
schwer generell zu bestimmen und von 
verfügbaren Handlungsmöglichkeiten 
und gestuften Zugehörigkeiten abhän-
gig. Es bleibt so die doppelte Aufforde-
rung, den Kreis nicht zu klein zu zie-
hen, solidarische Verantwortung aber 
auch nicht durch Allzuständigkeit zu 
überfordern und letztlich zu gefährden. 

In der politikbezogenen Dimen-
sion zivilgesellschaftlicher Aktivität 
drückt sich die Anerkennung der An-
deren in einer verständigungsorientier-
ten Grundeinstellung aus: Sie schließt 
nicht nur Gewalt als Weg der Durch-
setzung eigener Vorstellungen und In-
teressen, sondern auch Täuschung, die 
Sprache strategisch einsetzt, aus. An-
erkennung erfordert Wahrhaftigkeit 
und Offenheit der Kommunikation. Sie 
verlangt von den Vereinigungen, ihre 
Ziele offen zu legen und argumenta-
tiv zu vertreten. Gegen die Offenheit 
der Kommunikation wird auch versto-
ßen, wenn Einfl uss auf die Politik im 

Geheimen genommen wird. Lobbyar-
beit ist nicht illegitim. Aber dort, wo 
sie im stillen Kämmerlein erfolgt und 
vor der Öffentlichkeit der Zivilgesell-
schaft verborgen gehalten wird, wird 
sie problematisch. 

Schließlich erfordert die Anerken-
nung der Anderen auch, dass ihnen die 
Chance gegeben wird, mit ihren Posi-
tionen zu Wort zu kommen und gehört 
zu werden. Dies ist gerade dann nicht 
leicht, wenn sie Andersdenkende und – 
noch herausfordernder – Andersleben-
de sind. Gefordert ist, ihre Freiheit zu 
achten, soweit sie mit der Freiheit al-
ler Anderen zusammen bestehen kann, 
und ihre Argumente zu hören. 

Normative Ansprüche richten sich 
in der politischen Seite der Zivilgesell-
schaft also vor allem auf die Offen-
heit der Kommunikation, so dass Öf-
fentlichkeit in einem normativ gehalt-
vollen Sinn entstehen kann. Im Blick 
auf das politische System ist vor allem 
die Durchlässigkeit und Resonanzfä-
higkeit für zivilgesellschaftlich artiku-
lierte Erwartungen zu fordern. Dabei 
sind auch erweiterte Partizipations-
strukturen – wie etwa verpfl ichtende 
moderierte Schlichtungen, erweiterte 
Anhörungen oder Bürgerentscheide so-
wie weitergehende Informations- und 
Transparenzverpfl ichtungen staatli-
cher Instanzen – durchaus notwendig. 

Im Gegensatz zu manchen kommu-
nitaristischen oder sozialromantischen 
Konzepten darf die Zivilgesellschaft 
nicht harmonistisch gedacht werden. 
Wenngleich im Prozess zivilgesell-
schaftlicher Interaktionen – gerade in 
der Zivilität des Umgangs und der Ar-

gumentativität der Auseinanderset-
zung – auch ein Wertekonsens zum 
Ausdruck kommt, in dem die Unter-
schiedlichkeit von Lebenskonzepten, 
Zielen und Interessen umfangen ist, so 
ist Zivilgesellschaft eben auch der Ort, 
an dem Pluralität moderner, freiheit-
licher Gesellschaften sichtbar wird und 
aufeinander trifft. Zivilgesellschaft ist 

insofern der Ort kontroverser Debat-
ten, fortbestehender Unterschiede in 
Weltanschauungen, Gesellschaftskon-
zepten und Menschenbildern. Sie ist 
auch Ort divergierender, manchmal 
konträrer Interessen. Dass sie diese 
Vielfalt aushält, kommunikativ in Be-
ziehung bringt, in Argumentation 
nach Klärung, Annäherungen, Kom-
promissen und Konsens sucht und so 
zu einer gesteigerten Rationalität po-
litischer Prozesse beiträgt, macht ihren 
eigenen normativen Wert aus und trägt 
zu einer gesteigerten Moral der Politik 
bei.

Damit wird auch deutlich, dass 
Positionen und Vereinigungen, die 
die wechselseitige Anerkennung als 
Grundlage des Zusammenlebens ver-
weigern, einer normativ verstande-
nen Zivilgesellschaft nicht entspre-
chen. Rassistische, sexistische und 
religiös-fundamentalistische Vereini-
gungen und Aktivitäten verfehlen die 
normative Implikation der Zivilgesell-
schaft, auch wenn sie sich zivilgesell-
schaftlicher Formen und Möglichkei-
ten bedienen.1 

 Die Zivilgesellschaft ist 
bisweilen Ort konträrer, 
aber nach Ausgleich stre-
bender Interessen

Normative Qualität des Konzepts „Zivilgesellschaft“ 

1 Sheri Berman zeigt, wie nationalistisches und nationalsozialistisches Gedankengut 
gerade im reichhaltigen zivilgesellschaftlichen Leben der Weimarer Republik gesellschafts-
fähig werden und sich ausbreiten kann. Vgl. Berman, 1997, 401–429

Zivilgesellschaft, Bürger und Nation

Auch wenn der Begriff der Bürgerge-
sellschaft oft mehr oder weniger syn-

onym für den Begriff der Zivilgesell-
schaft gebraucht wird, so bezieht sich 
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Zivilgesellschaft nicht nur auf Bürger 
im Sinne von Staatsbürger. In die zi-
vilgesellschaftlichen Prozesse sind al-
le Menschen einbezogen, die in einer 
Gesellschaft leben und sich an deren 
Leben und Debatten beteiligen. Es gibt 
insofern eine Zugehörigkeit zu zivil-
gesellschaftlichen Prozessen, die nicht 
an die Staatsbürgerschaft in einem na-
tionalstaatlichen Kontext – der durch 
transnationale Prozesse sowieso rela-
tiviert wird – gebunden ist.2 

Die zivilgesellschaftlichen Hochzei-
ten von 1968 und 1989 können beide 
darüber hinaus verdeutlichen, dass zi-
vilgesellschaftliche Kommunikations-
zusammenhänge nicht an nationalen 
Grenzen Halt machen. Themen und Ar-
gumente gehen über nationale Gren-
zen hinaus. In einem transnationalen 
Austauschprozess entstehen grenz-
überschreitende Öffentlichkeiten, weil 
Gesellschaften vor ähnlichen Heraus-
forderungen und Entwicklungsprozes-
sen stehen. 

Transnationale Zivilgesellschaft 
entsteht aber auch angesichts globaler 
Herausforderungen sowie der Entwick-
lung grenzüberschreitender politischer 
Gebilde wie der EU oder von Gover-
nance-Strukturen auf Weltebene. (Zur 
globalen Zivilgesellschaft siehe auch 
den Beitrag von Reder/Wallacher in 
diesem Heft.)

Zivilgesellschaft und 
Sozialstaat

„Wenn Regierungsvertreter die Zivilge-
sellschaft umarmen, sollte man miss-
trauisch werden – besonders in Zei-
ten, da aufgrund knapper Finanzen we-
nig Staat zu machen ist. Plötzlich wird 
der ‚engagierte Bürger‘ auf’s Podest ge-
hoben, gelobt und geehrt – und weiß 
noch gar nicht, was ihm da außer Or-
den an Verantwortung angehängt wird, 
die bislang dem Staat oblag.“ (Böhm, 
2003, 139) In der Tat ist Vorsicht ge-
boten – und dennoch: Zivilgesellschaft 
ist kein Gegenkonzept zum Sozialstaat 

und kann es nur in missbräuchlicher 
Verwendung werden. 

Zivilgesellschaftliche Solidarität hat 
zwei Seiten (vgl. Lohmann, 2003, 21 f.): 
Zivilgesellschaftliche Eigenverantwor-
tung und Eigenaktivität ist Quelle frei-
willig gewährter und privat organisier-
ter Solidarität. Und es scheint mir un-
strittig, dass nicht alles Soziale vom 
Staat ausgehen kann. Es bedarf viel-
mehr einer Gesellschaft, in der es So-
lidarität und Verbundenheit der Bürger 
untereinander gibt. Sie kann in kom-
munikativer Einbindung, in konkreter 
Hilfeleistung und in materieller Un-
terstützung zum Ausdruck kommen. 
Zuzugeben ist, dass eine Versuchung 
darin liegt, diese Solidarität – im Sin-
ne eines fehlinterpretierten Subsidiari-
tätsprinzips – als den eigentlichen Ort 
gesellschaftlicher Solidarität zu ver-
stehen und für die Abwälzung sozi-
alstaatlicher Leistungen und Dienste 
zu funktionalisieren. Dies würde aller-
dings zum einen eine Entrechtlichung 
sozialer menschenrechtlicher Ansprü-
che bedeuten und zum anderen zu ei-
ner Überlastung zivilgesellschaftlicher 
Solidarität führen. 

Zivilgesellschaftliche Solidarität 
zielt aber auch auf die Unterstützung 

beim Kampf um legitime soziale An-
sprüche und Rechte Anderer. Zivilge-
sellschaft ist so Ort der Gründung, der 
Begründung und der Verteidigung des 
Sozialstaates. Gerade in der Zivilge-
sellschaft werden die Belastungen der 
privaten Lebensführung, der Mangel 
an Ressourcen für ein Leben in Frei-
heit und Partizipation öffentlich the-
matisiert. In der Öffentlichkeit der Zi-
vilgesellschaft kommen gesellschaftli-
che Ungleichheiten auf den Tisch der 
Kommunikation. Hier können die For-
derungen nach einem sozialen und ak-
tiven Staat, der die Lebensvorausset-
zung seiner Bürger sichert, eine ge-
wisse Gleichheit auch in materieller 
Hinsicht zum Ziel hat sowie zur So-
lidarität in der Gesellschaft durch so-
ziale Sicherungssysteme beiträgt, er-
hoben und an das staatliche System 
der Entscheidung herangetragen wer-
den. So wird Not nicht abgedrängt, 
sondern zivilgesellschaftlich wahrge-
nommen und in politische Forderun-
gen umgewandelt. Diese politische Ak-
tivierung kann und muss teilweise an-
waltschaftlich vorgenommen werden, 
zielt aber besonders auf die Befähi-
gung der Benachteiligten, selbst po-
litisch für ihre Anliegen einzutreten.3

Zivilgesellschaft in der kirchlichen Sozialverkündigung

„Zivilgesellschaft“ spielt in der kirch-
lichen Sozialverkündigung nur eine 
nachrangige Rolle. Ein Grund dafür 
ist, dass das Konzept – bei einer ide-
engeschichtlich viel längeren Tradi-
tion – in der neueren politischen Dis-
kussion doch erst relativ spät einen 
prominenten Stellenwert bekommt; ei-
ne markante Zäsur stellen dabei die 
politischen Transformationsprozesse 
in Osteuropa dar. Insofern kann ein 
expliziter Bezug der kirchlichen Sozi-
alverkündigung auch erst in jüngster 

Zeit erwartet werden. „Caritas in ve-
ritate“ verwendet den Begriff mehr-
fach, sogar in der Überschrift des drit-
ten Kapitels, und bezieht sich positiv 
darauf. Grundlegend wird konstatiert: 
„Mit einer besser ausgewogenen Rolle 
der staatlichen Gewalt kann man davon 
ausgehen, daß sich jene neuen Formen 
der Teilnahme an der nationalen und 
internationalen Politik stärken, die sich 
durch die Tätigkeit der in der Zivilge-
sellschaft arbeitenden Organisationen 
verwirklichen. Es ist wünschenswert, 

2 Das Konzept „citizenship“ ist eher als „Staatsbürgerschaft“ in der Lage, differenzier-
te und multiple Zugehörigkeiten und Rechte zu thematisieren. Vgl. Becka, 2010

3 Eine kritisch-differenzierte Analyse des Verhältnisses von Zivilgesellschaft, Sozial-
staat und Sozialer Arbeit leistet Oliver Fehren (2008).
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daß in dieser Richtung eine tiefer emp-
fundene Aufmerksamkeit und Anteil-
nahme der Bürger an der Res publica 
wachse.“ (CV 24) 

Begriff und Sache der Zivilgesell-
schaft werden in „Caritas in veritate“ 
deutlich thematisiert und vor allem im 
Blick auf wirtschafts- und entwick-
lungspolitische Fragen stark gemacht. 
Es fällt allerdings auf, dass die demo-
kratietheoretischen Bezüge nicht be-
sonders betont werden. Verschiedene 
Aspekte spielen hier zusammen:

Erstens ist der Subsidiaritätsgedan-
ke stärker als der Demokratiegedanke. 
Zivilgesellschaftliche Aktivitäten sind 
als solidarische Eigenaktivitäten von 
Assoziationen und kleineren Gemein-
schaften wertvoll und insofern schüt-
zenswert – auch gegen den Staat. Ihre 
Einfl ussnahme auf den Staat wird viel 
weniger thematisiert. Dabei spielt je-
doch „Caritas in vertitate“ zivilgesell-
schaftliche Solidarität nicht gegen den 
Sozialstaat aus. 

Zweitens ist das kirchliche Staats-
verständnis in Kontinuität mit einer 
langen Tradition „output-orientiert“. 

Vom Staat wird erwartet, dass er be-
stimmte Leistungen erbringt, insbe-
sondere dass er Frieden, Gerechtigkeit 
und – seit der Erklärung „Dignitatis 
humanae“ des 2. Vatikanischen Kon-
zils über die Religionsfreiheit – Freiheit 
wahrt und sichert. In welcher Staats-
form er dies tut, ist dabei nicht so ent-
scheidend. Wichtiger als die demokrati-
sche Beteiligung der Bürger sind richti-
ge Entscheidungen, die grundlegenden 
moralischen Kriterien gerecht werden. 
Demokratie wird dabei durchaus als die 
bessere und die heutige „Normalform“ 
bejaht, aber auch mit gewissen Risi-
ken in Verbindung gebracht – „Cen-
tesimus annus“ spricht von der Ge-
fahr des Relativismus. Die Bindung der 
Entscheidung an die Wahrheit macht 
das Verhältnis zu Demokratie nicht un-
ambivalent; und das Selbstverständ-
nis der Kirche als Hüterin der Wahr-
heit macht es für sie schwierig, ihren 
demokratiegemäßen Ort zu bestimmen. 
Hier scheinen kirchlicherseits nach wie 
vor Klärungsprozesse auszustehen, die 
von einem differenzierteren und rei-
feren Konzept politischer Demokratie 

und von einem positiven Verständnis 
offener Kommunikation geleitet sind. 

Resümee

1. Zivilgesellschaft ist ein analytisch 
taugliches und normativ leistungsfä-
higes theoretisches Konzept. Anstel-
le der großen Gegenüberstellung von 
Staat und Gesellschaft differenziert es 
einen von der Privatheit und der Wirt-
schaft unterschiedenen Bereich aus, in 
dem sich zentrale Prozesse der Kommu-
nikation unter den Mitgliedern eines 
Gemeinwesens unter Bezug auf die Ge-
staltung der gemeinsamen Angelegen-
heiten abspielen. Es kann dabei auch 
die Prozesse näher bestimmen, in de-
nen Gesellschaft auf kommunikative 
Weise ihre Anliegen an die Politik he-
ranträgt und auf sie einwirkt. Damit 
wird benennbar, welche Faktoren Po-
litik lebendig machen und sie über den 
Zustand einer Elitenbestimmung durch 
Wahlen hinausführen.
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2. Deutlich wurde, dass das Konzept Zi-
vilgesellschaft vor Missdeutungen und 
Missbrauch geschützt werden muss. Es 
kann insbesondere nicht gegen das So-
zialstaatskonzept ausgespielt werden. 
Es liefert nicht die Legitimation für ein 
„subsidiäres“ Abschieben sozialstaat-
licher Sorge um Lebensmöglichkeiten 
und Inklusion an die Zivilgesellschaft. 
Allerdings wird deutlich, dass Inklusi-
on nicht ausreichend durch die Instru-
mente Recht und Geld allein zu sichern 
ist, sondern auch der Interaktion und 
Kommunikation unter Bürgern bedarf, 
die der Staat nicht von sich aus her-
stellen kann. 

Missdeutet wird das Konzept auch 
dann, wenn Zivilgesellschaft ausge-
prägt gemeinschaftlich konzipiert und 
ihr ein gemeinsames Konzept des gu-
ten Lebens unterlegt wird. Zivilgesell-
schaft ist durch Zusammengehörigkeit 
in Verschiedenheit gekennzeichnet, die 
durch wechselseitige Anerkennung als 
Gleiche ermöglicht wird und darin ih-
re normative Grundlage hat.

3. Ausgehend von der gegenseitigen 
Anerkennung als Bürger, die in einem 
Gemeinwesen verbunden sind und in 
dessen Gestaltung miteinander in Be-
ziehung stehen, erwachsen Anforde-
rungen, die sich einerseits an die Bür-
gerinnen und Bürger adressieren lassen 
und andererseits bestimmte Strukturen 
erfordern. Von den Bürgern wird Mit-

verantwortung für die gemeinsamen 
Angelegenheiten und Sorge für die Le-
bensbedingungen der Anderen erwar-
tet, die auch Toleranz gegenüber ih-
rer – anderen – Lebensweise einschließt. 
Strukturell geht es um die Sicherung ei-
nes Raumes freier Kommunikation, der 

sowohl gegen den Staat als auch ge-
gen gesellschaftliche Machtungleich-
gewichte – insbesondere im Medienbe-
reich – zu gewährleisten ist, um allen 
gesellschaftlichen Gruppen Zugang zur 
Öffentlichkeit zu ermöglichen. Schließ-
lich ist erforderlich, dass die öffentli-
chen Erwägungen Resonanz im politi-
schen System fi nden. Die erforderlichen 
Kanäle sollten gestärkt werden, etwa 
durch erweiterte Anhörungs- und Be-
teiligungsmöglichkeiten. Die Schlich-
tungsgespräche im Konfl ikt um Stutt-
gart 21 könnten dafür durchaus bei-
spielhaft sein – wenn sie am Anfang 
und nicht am Ende gestanden hätten. 

4. Universitäre theologische Sozial-
ethik greift schon länger auf das Kon-
zept der Zivilgesellschaft zurück, aber 
auch in die kirchliche Sozialverkündi-
gung hat es in „Caritas in veritate“ ex-
plizit Eingang gefunden. Es ist zu hof-
fen, dass damit das Verständnis der De-
mokratie und der Stellung der Kirche 
im Prozess zivilgesellschaftlicher Be-
ratung und Entscheidungsfi ndung ei-
ner weiteren differenzierten Klärung 
zugeführt wird. Insbesondere käme 
es darauf an, offene Kommunikation 
und Bindung an Wahrheit in kogniti-
ver oder normativer Hinsicht nicht als 
Spannungs- sondern als Bedingungs-
verhältnis zu verstehen. Daraus können 
auch Impulse für die Öffnung inner-
kirchlicher Kommunikation erwachsen.
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